1.3 Rechtsstaatliches Prinzip

Das rechtsstaatliche Prinzip ist in der Verfassung nicht programmatisch festgelegt, es ist in einer Reihe von Rechtsstaatseinrichtungen verankert.

Funktion der Rechtsstaatlichkeit ‑ formelle Rechtsstaatlichkeit
Einer Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes (ua 13.223/1992) ist hinsichtlich der Funktion des rechtsstaatlichen Prinzips zu entnehmen: ".. der Sinn des rechtsstaatlichen Prinzips (gipfelt) darin, dass alle Akte staatlicher Organe im Gesetz und mittelbar letzten Endes in der Verfassung begründet sein müssen und ein System von Rechtsschutzeinrichtungen die Gewähr dafür bietet, dass nur Akte in ihrer rechtlichen Existenz als dauernd gesichert erscheinen, die in Übereinstimmung mit den sie bedingenden Akten höherer Stufe erlassen wurden."

Als Funktionen der Rechtsstaatlichkeit sind daher zu erkennen:

· Alle Akte der staatlichen Organe müssen durch Gesetz gedeckt sein. Dieser Forderung entspricht der Stufenbau der Rechtsordnung (siehe WIRE 1, 111 Recht, 1.2 Rechtsordnung).

· Rechtsschutzeinrichtungen müssen die Bindung an das Gesetz gewährleisten. Hier sind die Bestimmungen über die Organisation und Funktionsweise der ordentlichen Gerichte und der Verwaltungsgerichte gemeint.

· Auch der Gesetzgeber ist veranlasst, sich an höherrangigem Recht (der Verfassung) zu orientieren, diese Bindung wird durch die Verfassungsgerichtsbarkeit gesichert.

Die Einhaltung dieser Regeln kann wirksam durchgesetzt werden.

Verwirklichung der Rechtsstaatsideen ‑ materielle Rechtsstaatlichkeit
Rechtsstaatlichkeit und Verwirklichung von Rechtsstaatsideen ergeben sich aus den Grundrechten, die auf dem Prinzip der Freiheit und Würde des Einzelnen beruhen. Der Staat ist ein Gerechtigkeitsstaat, in dem bestimmte Wertvorstellungen herrschen, an denen Werte wie Gerechtigkeit, Humanität, Freiheit, Ordnung, Friede ua gemessen werden. Die Rechtsstaatlichkeit hat vor allem die Aufgabe, staatliche Willkür zu vermeiden.

1.4 Bundesstaatliches Prinzip
Art' 2 B‑VG lautet: "Österreich ist ein Bundesstaat. Der Bundesstaat wird gebildet aus den selbstständigen Ländern Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg, Wien."

Innerhalb eines Bundesstaates ist zwischen Gesamtstaat und den Teilstaaten zu unterscheiden. Die Rechtsbeziehungen zwischen Bund und Ländern sind durch Verfassungsrecht geregelt. Das Bundesstaatliche Prinzip verwirklicht in einem gewissen Umfang Eigenständigkeit der Länder im Sinne des Subsidiaritätsprinzips.

Im Wesentlichen haben sowohl der Gesamtstaat als auch die Teilstaaten eigene Gesetzgebungs‑ und Vollzugaufgaben. Der Bundesstaat ist Ausdruck des Föderalismus, der mehrere autonome Länder mit dem Ziel staatlicher Einheit verbindet.

Die bundesstaatliche Struktur Österreichs ist historisch gewachsen, sie hat keine ethnischen Grundlagen, wie das vielfach bei Bundesstaaten der Fall ist, die verschiedene Nationalitäten in einem Gesamtstaat umfassen.

Im Einzelnen sind folgende föderalistische Strukturen in Österreich verfassungsgesetzlich festgelegt:

· Gesetzgebung und Vollziehung sind zwischen Bund und Ländern aufgeteilt, allerdings nicht einmal annähernd im gleichen Verhältnis. Die wichtigsten Staatsaufgaben sind üben; wiegend dem Bund zugewiesen, insbesondere die finanziellen Angelegenheiten.

· Die Gerichtsbarkeit ist ausschließlich Bundessache.

· An der Gesetzgebung des Bundes wirken die Länder durch den Bundesrat mit, der als Länderkammer konzipiert ist.

· Ein großer Teil der Verwaltungsaufgaben des Bundes wird durch die Länderorgane besorgt (mittelbare Bundesverwaltung). Soweit ein entsprechender finanzieller Ausgleich dafür geleistet wird, liegt das im Interesse der Länder, da sie damit wesentlich an Einfluss gewinnen.

Die Gesetzgebungskompetenz der Länder umfasst auch das Recht, Landesverfassungsgesetze zu beschließen.

EU‑Recht:

Im Hinblick auf Regionalisierung und Föderalismus wurden von der EU bisher keine rechtlich relevanten Schritte gesetzt. Die vom Europäischen Parlament beschlossene" Gemeinschaftscharta der Regionalisierung" sieht die Schaffung selbstständiger gebietsbezogener Organisationseinheiten vor. Selbst der im Vertrag von Maastricht vorgesehene "Ausschuss der Regionen" hat zu bescheidene Kompetenzen, um echte Föderalisierung, die Länder und Gemeinden einbeziehen soll, zu verwirklichen.

1.4.1 Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern in Gesetzgebung und Vollziehung

Gesetzgebung und Vollziehung sind zwischen Bund und Ländern nach Sachmaterien aufgeteilt, die in der Bundesverfassung meist als "Angelegenheiten" bzw. als "...wesen" bezeichnet werden.

· Angelegenheiten des Gewerbes ‑ Passwesen

· Gerichtswesen

Für eine und dieselbe Angelegenheit kann immer nur entweder Bund oder Land zuständig sein.

Die allgemeine gesetzliche Regelung der Kompetenzverteilung findet sich im Wesentlichen in den Artikeln 10, 11, 12 und 15 B‑VG. In den Artikeln 10, 11 und 12 werden die Bundeskompetenzen genannt, Art. 15 B‑VG stellt eine Generalklausel zu Gunsten der Länder dar: Alle Angelegenheiten, die nicht dem Bund zugewiesen sind, fallen in den Wirkungsbereich der Länder. Besondere gesetzliche Regelungen ergeben sich aus Art. 14 und 14a B‑VG für das Schulwesen.

1.4.2 Vereinfachter Überblick über die Kompetenzverteilung
 (sogenannte allgemeine Kompetenzverteilung)

	Allgemeine Zuständigkeit des Bundes zur Gesetzgebung und Vollziehung

	▼
	▼

	· Angelegenheiten der Bundesverfassung

· Äußere Angelegenheiten
· Bundesfinanzen
· Zivil- und Strafrechtswesen
· Öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit (Polizei)
	· Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie

· Verkehrswesen, Bergwesen, Forstwesen

· Militärische Angelegenheiten


	Zuständigkeit des Bundes zur Gesetzgebung, der Länder zur Vollziehung

	▼
	▼

	· Staatsbürgerschaft)

· Volkswohnungswesen
 z.B.: Wohnungseigentumsrecht (ausgenommen die Förderung des Wohnbaus und die Wohnungssanierung) = Angelegenheit der gemeinnützigen Wohnbaugenossenschaften (GWG, Giwog, ...)
	· Straßenpolizei

· Assanierung (zB Stadterneuerung)


	Zuständigkeit des Bundes zur Grundsatzgesetzgebung, der Länder zur Ausführungsgesetzgebung und Vollziehung

	▼
	▼

	· Armenwesen (Fürsorge)

· Mutterschafts- und Jugendfürsorge

· Heil- und Pflegeanstalten
	· Bodenreform

· Pflanzenschutz und Schädlingsbekämpfung

· Dienstnehmerschutz in der Land- und Forstwirtschaft


	Zuständigkeit der Länder zur Gesetzgebung und Vollziehung

	▼
	▼

	· Landesverfassung

· Baurecht

· Raumordnung und Raumplanung

· Naturschutz

· Jugendschutz

· Fremdenverkehr

· Wohnbauförderung
	· Jagd- und Fischereiwesen

· Grundverkehr und Landesstraßenwesen

· Veranstaltungswesen, wie Kino, Theater

· Rettungswesen

· Bestattungswesen


EU‑Recht und Landeskompetenzen
Durch den Binnenmarkt kommt es für den Bereich der Länder zu neuen Anpassungsgesetzen, wie zB Vergabegesetz oder Akkreditierungsgesetz, sowie zu zahlreichen Novellierungen, zB für Grundverkehr, Bautechnik, Baupolizei und Wohnbauförderung. Der Novellierungsbedarf ist in jedem Bundesland verschieden.
















� Das die Vollziehung Ländersache ist kann hier z.B. bewirken, dass sie Länder von ihrem ermessen hinsichtlich Verleihung der Staatsbürgerschaft in unterschiedlicher Weise gebrauch machen.


� Landesvollziehung kann hier bewirken, dass die Strafbeträge für verschiedene Verkehrsdelikte von Land zu Land unterschiedlich sein können





